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betr. Kapazitätsausiastung der Hochschuien 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
hat mit Schreiben vom 26. November 1974 — MB 
(Kab/Parl)/PKap - 3104-6-31/74- die Kleine An- 
frage nach Fühlungnahme mit den Ländern wie folgt 
beantwortet: 

V orbemerkung 

Die Beurteilung der Auslastung der Hochschulkapa- 
zität muß von einer unbefriedigenden Datensitua- 
tion ausgehen. Die jährliche Personalerhebung im 
öffentlichen Bereich erfaßt wesentliche Merkmale, 
die für Kapazitätsaussagen von Bedeutung wären, 
nur unzureichend. Die Bundesregierung ist deshalb 
im wesentlichen auf statistisches Material ange- 
wiesen, das vor allem von den Ländern erarbeitet 
wurde. Soweit die derzeitige Datenlage keine be- 
friedigenden Aussagen erlaubt, wird die Bundes- 
regierung im Planungsausschuß nach dem Hoch- 
schulbauförderungsgesetz gemeinsam mit den 
Ländern ihre Bemühungen zur Verbesserung der 
Datensituation fortsetzen. Erste hinreichende Ergeb- 
nisse des am 31. August 1971 in Kraft getretenen 
Hochschulstatistikgesetzes werden ab 1975/76 zur 
Verfügung stehen. 

In der gegenwärtigen Diskussion um die Hochschul- 
kapazitäten werden unterschiedliche Kapazitäts- 
begriffe häufig nicht deutlich voneinander unter- 
schieden. Unter planerischen Gesichtspunkten stellt 
die mittelfristig anzustrebende Kapazitätsauslastung 
eine Zielgröße für den räumlichen Ausbau der Hoch- 
schulkapazität dar, die u. a. Nachfrage und Bedarf 
zu berücksichtigen hat. Sie ist im gegenwärtigen 
Rahmenplanungssystem der Gemeinschaftsaufgabe 
Hochschulbau flächenorientiert. Davon zu unter- 
scheiden ist der Versuch, die vorhandene Kapazität 
vor allem unter Personalgesichtspunkten normätiv 
zu ermitteln. 

Als zusätzliche Schwierigkeit und Ursache vieler 
Mißverständnisse kommt hinzu, daß die Kapazitäts- 


modelle von unterschiedlichen Studentenzahlen als 
I Bemessungsgrundlage ausgehen. Die flächenorien- 
: tierte Kapazitätsermittlung zum Zweck der Baupla- 
I nung legt jeweils alle im System befindlichen Stu- 
I denten - und zwar unabhängig von Verweilzeit und 
Erfolgsgrad - als Bemessungsgrundlage zugrunde. 
Demgegenüber verwendet die personalorientierte 
Kapazitätsermittlung als Bemessungsgrundlage nur 
die in der Regelstudienzeit Studierenden, vernach- 
lässigt im Rechenmodell also die Studenten, deren 
Studienzeit diese Grenze überschritten hat. Die 
Nachfrage nach Lehrveranstaltungen nach Studien- 
plan der so ermittelten Zahl der Studierenden wird 
dem Lehrangebot, das vom vorhandenen Lehrkörper 
zu erbringen ist, gegenübergestellt. Eine bundes- 
weite Erprobung dieses Ansatzes für die Kapazitäts- 
berechnung erfolgt z. Z. im Rahmen des Vorlaufs der 
Kapazitätsverordnung nach dem Staatsvertrag der 
Länder. 


1. Wie haben sich die Zahlen der Hochschullehrer, der 
übrigen Lehrpersonen und der Studenten 
und wie die Flächenbestände 

- insbesondere in den Fächern mit Numerus clausus - 
seit 1960 entwickelt? 


I Die Entwicklung der Stellen des wissenschaftlichen 
j Personals an den Universitäten von 1960 bis 1972 
ist in Tabelle 1 des Anhangs dargestellt. Daraus 
I ergibt sich: 

I Die Zahl des wissenschaftlichen 


Personals stieg 

um 

256 

V. H., 

darunter die der Professoren und 




Dozenten 

um 

287 

V. H., 

die der wissenschaftlichen Assi- 




stenten/Assistenzprofessoren 

um 

180 

V. H., 

und 




die der sonstigen wissenschaft- 




lichen Angestellten und Beamten 

um 

736 

V. H. 
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Bei der Gruppe der Professoren und Dozenten sticht 
besonders die hohe Zunahme im Bereich der Medi- 
zin um 600 V. H. hervor, wobei allerdings der durch 
die Krankenversorgung bedingte Anteil berücksich- 
tigt werden muß. In der Gruppe der wissenschaft- 
lichen Assistenten/Assistenzprofessoren kommt ein 
erheblicher Anteil der Zuwadisquote den „zentralen 
Einrichtungen und Sonstige", z. B. Bibliotheken, zu- 
gute. Der Zuwachs an Assistenten bezweckte gleich- 
zeitig die Vermehrung des Lehrpersonals. Diese 
Entwicklung war, unter dem Kapazitätsaspekt ge- 
sehen, nicht unproblematisch. Wie der Wissen- 
schaftsrat in seinen Empfehlungen zum 3. Rahmen- 
plan hingewiesen hat, führte die bevorzugte Ver- 
mehrung von Assistentenstellen nicht in gleichem 
Maße zu einer Vermehrung des Lehrangebotes, wie 
dies bei der Verwendung dieser Mittel für weitere 
Hochschullehrerstellen der Fall gewesen wäre. So 
betragen z. B. die Kosten der Stelle eines Assisten- 
ten bei wesentlich geringeren Lehrverpflichtungen 
durchschnittlich die Hälfte der Kosten einer Pro- 
fessorenstellen. Bei der Gruppe der wissenschaft- 
lichen Angestellten und Beamten entstehen die her- 
ausragenden Zuwachsraten als Folge eines sehr 
niedrigen Ausgangsniveaus. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß insbeson- 
dere für den Zeitraum vor 1967 statistisches Mate- 
rial in der gewünschten Detaillierung für einzelne 
Fächer nicht vorliegt. Dies liegt auch darin begrün- 
det, daß vor diesem Zeitpunkt Fragen der Planung 
der Hochschulen und damit auch der dazu notwen- 
digen Datenbasis früher nicht mit der heute zu beob- 
achtenden Aufmerksamkeit angegangen wurden. Es 
ist daher nicht möglich, die geforderten Daten für 
1960 nachträglich zu erheben. 

Angaben über den Flädienbestand der Hochschulen 
liegen erst seit 1972 vor. Danach hat die Hauptnutz- 
fläche der Hochschulen (ohne Medizin) von 1972 
4 724 000 m^ auf 5 159 000 m^ (Zuwachs = 9,2 v. H.) 
in 1973 zugenommen. Zur Zunahme in den einzel- 
nen Hochschularten (vgl. Tabelle 2). Nach dem 
4. Rahmenplan ist ein Zuwachs von 1,8 Mio m^ für 
die Jahre bis 1978 geplant. Darin sind sowohl Er- 
weiterungsbauten als auch Ersatzbauten für den Alt- 
bestand und für die Aufgabe von Mietflächen ent- 
halten. 

Die Entwicklung der Studentenzahlen ergibt sich im 
einzelnen aus den Tabellen 3 und 4. Danach stieg 
die Zahl der Studenten vom SS i960 bis WS 
1971/72 


insgesamt 

um 

122 V. H., 

in der Human-Medizin 

um 

32,9 V. H., 

in den Rechtswissenschaften 

um 

85,4 V. H., 

in den Wirtschafts-, 
Gesellschafts- und Staats- 
wissenschaften 

um 

119,4 V. H., 

in den Geistes- und Sprach- 
wissenschaften 

um 

227,6 V. H., 

in den Naturwissenschaften 

um 

144,6 V. H., 

in den Ingenieurwissen- 
schaften 

um 

16,6 V. H. 


Die Zuwachsraten verdeutlichen, daß die Zunahme 
der Studenten in den einzelnen Fächern sehr unter- 
schiedlich verlaufen ist, wobei insbesondere das 
geringe Wachstum in den Ingenieurwissenschaften 
auffällt. Bemerkenswert erscheint in der Entwick- 
lung vom SS 66 bis zum WS 71/72 die niedrige Zu- 
nahme von 1,7 V. H. in der Medizin und der hohe 
Rückgang bei den Wirtschaftsingenieuren um 
45 V. H. (vgl. Tabelle 4, Spalte 3). 


2. Wie hat sich in dem gleichen Zeitraum das Zahlen- 
verhältnis Student/Lehrpersonen verändert? 

Das Zahlenverhältnis Studenten/Lehrpersonen (defi- 
niert als Professoren und Dozenten) hat sich als 
Folge der starken Stellenvermehrung seit dem Jahre 
1960 ständig verbessert. Es ist insgesamt von 1960 
bis 1972 eine Verbesserung um rd, 85 v. H. einge- 
treten. Am stärksten war die Verbesserung in der 
Medizin mit 383 v. H. - worin allerdings die auf die 
zunehmende und verbesserte Krankenversorgung 
anzurechendende Steigerung enthalten ist - und den 
Ingenieurwissenschaften mit 136 v. H. - Relativ ge- 
ring war dagegen die Veränderung in den Sprach- 
und Kulturwissenschaften sowie in den Sozialwis- 
senschaften mit 22 bzw. 44 v. H. (vgl. Tabelle 5). 
Nach den Angaben des Wissenschaftsrates ergibt 
sich seit 1972 bzw. 1973 in der Relation Studenten 
je Stelle wegen des stärkeren Wachstums der Stu- 
dentenzahlen eine leichte Verschlechterung der 
Relation bei allen Hochschularten mit Ausnahme der 
Fachhochschulen. 

Hinter den Globalaussagen in Tabelle 5 verbergen 
sich sehr unterschiedliche Verhältnisse in den ver- 
schiedenen Fächergruppen in den einzelnen Hoch- 
schulen. Werden die Unterschiede an den Empfeh- 
lungen des Wissenschaftsrates zum 4. Rahmenplan 
gemessen, so ergibt sich folgendes Bild: Im Jahre 
1973 weisen in den Sprach- und Kulturwissenschaf- 
ten 58 V. H. der Universitäten und Gesamthoch- 
schulen mit 33 V. H. aller Studenten dieser Fächer- 
gruppe eine Studenten-Lehrpersonen-Relation auf, 
die günstiger ist als die vom Wissenschaftsrat bei 
der Schätzung des Personalbedarfs zugrundegelegte. 
Umgekehrt ergibt sich z. B. in den Rechtswissen- 
schaften bei 65 v. H. der Universitäten und Gesamt- 
hochschulen, an denen 87,6 v. H. aller Studenten 
dieser Fachgruppe studieren, daß die entsprechen- 
de Relation des Wissenschaftsrates weit unterschrit- 
ten werden, also erheblich ungünstigere Verhält- 
nisse vorliegen (vgl. Tabelle 6). 


3. Welche Veränderungen sind seit dem Jahre 1960 

- insbesondere in den Fächern mit Numerus clausus - 
eingetreten: 

a) in der Verweildauer der Studenten? 

Angaben über die Verweildauer in einzelnen 
Fächern können - von Ausnahmen abgesehen - 
nicht gemacht werden, da die hierzu notwendige 
Studentenverlaufsstatistik noch nicht vorliegt. Es 
liegen lediglich Einzelberechnungen für Fächer- 
gruppen bzw. Hochschularten aus den Ländern vor. 
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Bei den von den Ländern gemeldeten Verweilzeiten 
für wissensdiaftlidie Hochschulen sind überdies die 
Vorzeiten in Fadihochsdiulen nicht immer berück- 
sichtigt worden. Trotz dieser Datenlage ist nach 
übereinstimmender Ansicht die Aussage möglich, 
daß seit 1960 die mittlere Verweildauer^) der Stu- 
denten an den wissenschaftlichen Hochschulen stän- 
dig gestiegen ist. 

Von 1968 bis 1972 nahm die mittlere Verweildauer 
an den wissenschaftlichen Hochschulen von 5,5 Jahre 
auf 6,59 Jahre zu. 


Bis etwa 1970 war diese Entwicklung überwiegend 
durch den Anstieg der mittleren Fachstudiendauer 
bestimmt. So betrug z. B. in Baden-Württemberg 
diese Fachstudiendauer 2) an wissenschaftlichen 
Hochschulen 


1959 noch 9,20 (m) bzw. 9,28 (w) Semester, 

1962 11,5 (m) bzw. 9,95 (w), 

1964 11,61 (m) bzw. 10,79 (w) und 

1965 bereits 11,90 (m) bzw. 10,55 (w) Semester, 

d. h. in sechs Jahren stieg die Fachstudiendauer um 
ca. IV2 Semester. 


In Hessen hat sich die mittlere Fachstudienzeit, die 
abweichend von der Definition in Fußnote 1 nicht 
die Abbrecher bzw. Fachwechsler, sondern nur die- 
jenigen Studierenden umfaßt, die den berufsqualifi- 
zierenden Studienabschluß erfolgreich ablegten, wie 
folgt entwickelt: 

Fachsemester 



1960 

1971 

Medizin 

11,2 

11,9 

Zahnmedizin 

10,2 

10,7 

Pharmazie 

6,4 

6,3 

Naturwissenschaften 

12,4 

10,4 

Ingenieurwissenschaften 

12,0 

11,6 

Wirtschafts- und Sozial- 
wissenschaften 

9,7 

11,4 


Für die Rechtswissenschaften sowie die Sprach- und 
Kulturwissenschaften liegen vergleichbare Angaben 
nicht vor. Auffallend ist der Rückgang bei den 
Naturwissenschaften und bei den Ingenieurwissen- 
schaften. Demgegenüber hat die Studienzeit in den 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften deutlich zu- 
genommen. 

Bei Vergleichen zwischen Ländern ist zu beachten, 
daß jeweils unterschiedliche Definitionen der Fach- 
studienzeit zugrunde liegen können, so daß der- 
artige Vergleiche nicht unproblematisch sind. 

Es läßt sich nicht abschätzen, in welchem Umfang 
die generelle Zunahme des Studienfachwechsels ins- 


Unter mittlerer Verweildauer ist die Zeit zu verste- 
hen, während der ein Student durchschnittlich im Be- 
reich der jeweiligen Hochschulart verbleibt, unabhän- 
gig davon, ob er das Studienfach gewechselt oder das 
Studium mit oder ohne Erfolg beendet hat. 

2) Unter mittlerer Fachstudiendauer ist die Zeit zu ver- 
stehen, während der ein Student durchschnittlich in 
einer Fachrichtung der jeweiligen Hochschulart bis zu 
einem erfolgreichen Studienabschluß, einem Fachrich- 
tungswechsel oder einem Abbruch des Studiums ver- 
bleibt. 

3) m = männlich, w = weiblich 


besondere seit 1968 zu einer Änderung der mittleren 
Fachstudienzeiten beigetragen hat. Erst die Vorlage 
verlaufsstatistischer Ergebnisse, wie sie im Rahmen 
der Prüfungsstatistik im Jahre 1976 zu erwarten 
sind, kann hierüber endgültig Aufschluß geben. 
Zusammenfassend lassen sich als Ursachen für den 
Anstieg der mittleren Verweildauer heute vor allem 
nennen: 

— ■ Der Anstieg der mittleren Fachstudiendauer 
- wenn auch nicht in allen Fächern - z. T. als 
Folge von Änderungen der Prüfungsvorschriften 
in einzelnen Fächern. 

— Die Zunahme der Studienfachwechsler (nicht nur 
hin zu den Numerus clausus-Fächern bzw. zwi- 
schen ihnen). 

— Steigende übergangszahlen von Fachhochschulen 
auf wissenschaftliche Hochschulen. 

— Die Aufnahme eines weiteren Studiums nach 
einem abgeschlossenen Erststudium (insbeson- 
dere Diplomstudien an Pädagogischen Hoch- 
schulen). 


b) in der tatsächlichen Lehrleistung der Lehrpersonen 
unter Berücksichtigung des unterschiedlichen Ge- 
wichts der Veranstaltungsarten? 


Die Lehrleistungen der Lehrpersonen sind in der 
Vergangenheit statistisch nicht erfaßt worden. Sie 
bestimmen sich nach Berufungsvereinbarungen und 
nach den in den Besoldungsregelungen der Länder 
genannten Soll-Deputaten. Gewichtungen nach Ver- 
anstaltungsart werden bundeseinheitlich erstmals 
im Rahmen des Vorlaufs zur Kapazitätsverordnung 
probeweise vorgenommen: Aussagen über die Ge- 
wichtungsstrukturen sind daher zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt nicht möglich. 

Eine regelmäßige Überprüfung der Einhaltung von 
Lehrverpflichtungen erfolgte bisher nur vereinzelt 
bzw. in einigen Ländern erst seit kurzer Zeit. Die 
Bundesregierung hat deshalb im Entwurf für ein 
Hochschulrahmengesetz (vgl. Drucksache 7/1328, 
§ 29) eine ständige Überprüfung des Einsatzes des 
Personals in der Lehre vorgesehen. Im 4, Rahmen- 
plan für den Hochschulbau (S. 42 der jetzt vor- 
liegenden Druckfassung) haben Bund und Länder 
darüber hinaus die Notwendigkeit einer regelmäßi- 
gen Überprüfung der Lehraufgaben unterstrichen. 

Berichte von Landesrechnungshöfen weisen in jüng- 
ster Zeit darauf hin, daß die Soll-Lehrdeputate der 
Hochschullehrer nicht immer bzw. oft nur an der 
unteren Grenze des Deputatsrahmens eingehalten 
werden. Diese Feststellungen werden z. T. von den 
Hochschulen bestritten. 

Nach dem Bericht des Bayerischen Obersten Rech- 
nungshofes für das Haushaltsjahr 1971 blieb z. B. im 
Sommersemester 1972 an der Universität München 
die Anzahl der Lehrveranstaltungen rd. eines Drit- 
tels der ordentlichen und außerordentlichen Profes- 
soren unter der festgelegten Mindestdeputatleistung. 
Die Unterrichtstätigkeit in diesen Fällen erreichte 
zu rd. 45 V. H. nur bis zu drei, zu rd. 55 v. H. zwi- 
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sehen vier und fünf Semesterwochenstunden, ob- 
wohl nach den geltenden Kolleggeldvorschriften als 
angemessene Vertretung des Faches in der Lehre im 
allgemeinen eine Lehrtätigkeit von mindestens sechs 
Semesterwochenstunden gilt. 

Die Universität Müncjien hat hierzu erklärt, daß der 
Rechnungshof sich darauf beschränkt habe, lediglich 
die in den Vorlesungsverzeichnissen angekündigten 
Veranstaltungen auszuzählen und in keiner Weise 
die tatsächliche Lehrleistung überprüft habe. Da- 
durch seien viele Veranstaltungen wie z. B. Dok- 
torandenseminare, Veranstaltungen für einen klei- 
nen Kreis von Studenten, die nur am Schwarzen 
Brett angekündigt werden, nicht bzw. unzureichend 
erfaßt worden. 

An der Universität Hamburg hat der Rechnungshof 
der Freien und Hansestadt Hamburg festgestellt, 
daß die Lehrverpflichtungen nicht voll eingehalten 
wurden, so daß die Lehrkapazität im Prüfungszeit- 
raum Wintersemester 1972/73 bzw. Sommersemester 
1973, in dem Höchstzahlen für fast alle Fächer fest- 
gestellt waren, nur zu etwa 85 bis 95 v. H. genutzt 
worden sei. Dabei sei überdies zu berücksichtigen, 
daß dieser Durchschnittswert nur erreicht werden 
konnte, weil zahlreiche Lehrkräfte ihren Lehrver- 
pflichtungen zum Teil erheblich übererfüllt hätten. 

Dem hat die Universität Hamburg entgegengehalten, 
daß der Rechnungshof insbesondere die nach den 
geltenden Verwaltungsvorschriften zulässigen An- 
rechnungszeiten für die Vor- und Nachbereitung 
von Lehrveranstaltungen, die Betreuungszeiten für 
Studienabschlußarbeiten sowie die sog. Kollektiv- 
veranstaltungen nicht in zutreffender Weise aner- 
kannt habe. Nach Ansicht der Universität betrage 
die Ausschöpfung der Lehrkapazität mehr als 
100 V. H. 


4. Welche Ansicht vertritt die Bundesregierung zu den 
ständigen, in der Öffentlichkeit an die Hochschulen 
gerichteten Vorwürfen 

a) die Hörsäle stünden ein halbes Jahr leer und viele 
seien auch in den Semesterferien nicht genutzt? 

Die Bundesregierung teilt die in der Frage wieder- 
gegebenen Ansichten in dieser pauschalen Form 
nicht. Allerdings wird nach Meinung der Bundes- 
regierung die Nutzfläche nicht in allen Hochschulen 
optimal genutzt. Dabei stellen allerdings die Hör- 
säle nur ein untergeordnetes Problem dar. Unter- 
suchungen an einer großen deutschen Hochschule im 
letzten Jahr haben frühere, im Auftrag des Bundes- 
ministeriums für Bildung und Wissenschaft durch- 
geführte Analysen bestätigt. Abgesehen von offen- 
sichtlichen Engpässen im Laborbereich sind nicht nur 
Hörsäle, sondern auch Praktikumsräume während 
der Vorlesungszeit in erheblichem Umfang nicht 
durchgehend ausgelastet. Die im 4. Rahmenplan 
dargestellte sehr unterschiedliche Nutzung der 
Raumressourcen weist ebenfalls darauf hin, daß 
- bei Überlastung eines Teils der Hochschulen - 
gleichzeitig an anderen Hochschulen räumliche 
Kapazitätsreserven bestehen müssen (vgl. Tabelle 8). 
Die intensivere Nutzung der räumlichen Kapazität 
hängt in erheblichem Umfang von einem vermehr- 


ten Personaleinsatz (z. B. im Schichtbetrieb) ab, der 
allein von den Ländern zu finanzieren wäre. 

Die Bundesregierung hat bereits in der 1. Sitzung 
des Planungsausschusses nach dem Hochschulbau- 
förderungsgesetz im Januar 1970 das Problem einer 
intensiven Nutzung aufgeworfen und sich seitdem 
immer wieder um Verbesserung bemüht. Insbeson- 
dere hat die Bundesregierung im Oktober 1972 den 
Ländern einen umfassenden Maßnahmenkatalog 
vorgeschlagen und den Anstoß für den Maßnahmen- 
teil im 4. Rahmenplan gegeben. 

Systematische allgemeingültige Aussagen zur Nut- 
zung der Raumressourcen während der vorlesungs- 
freien Zeit liegen der Bundesregierung nicht vor. 
Entsprechende vom Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft vergebene Forschungsaufträge 
werden hier zu einer weiteren Klärung beitragen. 
Unterausschüsse der Kultusministerkonferenz haben 
sehr detaillierte Kostenberechnungen zur Verlänge- 
rung der Vorlesungszeit erarbeitet; die Kultusmini- 
sterkonferenz hat zu dieser Frage noch keine Ent- 
scheidung getroffen. Die Bundesregierung wird hier- 
zu zu gegebenen Zeit Stellung nehmen. 


4. Welche Ansicht vertritt die Bundesregierung zu den 
ständigen, in der Öffentlichkeit an die Hochschulen 
gerichteten Vorwürfe, 

b) Hochschullehrer hätten - u. a. infolge der Pauscha- 
lierung des Hörgeldes - ein nur geringes Interesse 
an der Lehre und schickten am liebsten Assistenten 
in die Vorlesungen? 

Die Bundesregierung teilt die Ansicht, daß aus der 
Zunahme von Veranstaltungen mit Assistenten der 
Schluß gezogen werden kann, daß die Hochschul- 
lehrer „am liebsten Assistenten in die Vorlesungen" 
schicken, in dieser pauschalen Form nicht. 

Aufgrund neuer wissenschaftlicher und didaktischer 
Erkenntnisse sind die Hochschulen in den letzten 
Jahren in vielen Fächern dazu übergegangen, die 
großen Vorlesungen durch Veranstaltungen für 
kleine Gruppen (Übungen, Seminar) zu ersetzen. 
Hierdurch hat die Zahl der Veranstaltungen, die von 
Assistenten neben den Veranstaltungen der Hoch- 
schullehrer durchgeführt werden müssen, stark zu- 
genommen. Die Abschaffung der Hörergelder aber 
war hierzu eine notwendige Voraussetzung. 

Da eine exakte Statistik der Lehrveranstaltungen 
nicht existiert, sind Aussagen über die Wirkung der 
Hörgeldpauschalierung auf die Lehrleistung nur be- 
dingt möglich. Bei einem Vergleich der Lehrleistun- 
gen von Professoren vor der Pauschalierung mit 
den heutigen Soll-Deputaten für Professoren drängt 
sich jedoch der Schluß auf, daß zumindest ein Teil 
derjenigen Professoren, die vor der Pauschalierung 
durch höhere Lehrleistung eine höhere Vergütung 
erhielten, ihre Lehrleistungen später auf das Soll- 
Deputat reduziert haben. 

Auf diesen Zusammenhang hat auch der ehemalige 
Präsident der Westdeutschen Rektorenkonferenz, 
Professor Dr. Roellecke, in der Monitor-Sendung 
vom 13. September 1974 mit seiner Erklärung hin- 
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gewiesen, er habe die Abschaffung der Kolleggelder 
immer für einen politischen Fehler gehalten und 
glaube, daß - wenn die Kolleggeldpauschale nicht 
eingeführt worden wäre - die Professoren heute 
größeren Studentenzahlen aufgeschlossener gegen- 
überstünden. 


5. Sind der Bundesregierung Fächer mit Numerus clau- 
sus bekannt, in denen trotz einer Erhöhung der Zahl 
der Lehrpersonen und/oder einer Vergrößerung des 
Flächenbestandes (der Raumkapazität) die Zahl der 
Studenten stagniert oder sich nur unwesentlich erhöht, 
und worauf führt die Bundesregierung eine solche 
Entwicklung gegebenenfalls zurück? 

Aufgrund der unbefriedigenden Datensituation kann 
auch diese Frage nicht umfassend beantwortet wer- 
den. Insbesondere sind für die Zeit vor 1972 An- 
gaben über die Relation Flächenbestandszunahme- 
Entwicklung der Studentenzahlen nicht möglich. 

In der Humanmedizin sank die Zahl der deutschen 
Studienanfänger von 1962 bis 1969: Die Zahl der 
Erstimmatrikulierten (1. Hochschulsemester = 1. 

Fachsemester) betrug 1962 5900, 1969 nur noch 3000. 
Die Zahl der Studenten im 1. Fachsemester (d. h. 
einschließlich der Fachwechsler) fiel von 5300 im 
Jahre 1965 auf 4500 im Jahre 1969. 

In diesem Zeitraum stagnierte entsprechend auch 
die Gesamtstudentenzahl in der Humanmedizin. 
Während 1962 31 600 Studenten in diesem Studien- 
gang studierten, waren es 1969 31 700. Erst ab 1970 
stieg die Zahl der Studienanfänger und der Studen- 
ten in der Medizin wieder an (vgl. Tabelle 9). An 
einigen medizinischen Fakultäten/Fachbereichen, 
wie z. B. in Erlangen-Nürnberg oder in Münster, 
sanken die Studentenzahlen auch noch 1971/72 und 
1972/73 ab. 

Vom Jahre 1960 bis zum Jahre 1971 verdoppelten 
sich in etwa die Zahl der Staatsprüfungen von 2347 
auf 4640 und die Zahl der Doktorprüfungen von 
1761 auf 3315. 

Der Personalbestand in der Humanmedizin stieg in 
den 60er Jahren kräftig an. Nach Angaben des 
Wissenschaftsrates entwickelte sich die Zahl der 
Stellen für wissenschaftliches Personal in der Hu- 
manmedizin von 5230 im Jahre 1960 auf 16 130 im 
Jahre 1973 (= + 208 v. H.). Im gleichen Zeitraum 
stieg die Zahl der Studenten nur von rd. 26 000 auf 
39 520 (= + 52 V. H.). Allein von 1969 bis 1972 ist 
das wissenschaftliche Personal in der Humanmedizin 
um fast 4000 Personen oder um 33 v. H. verstärkt 
worden, während im gleichen Zeitraum die Zahl der 
Studenten von 31 700 auf 35 900 anstieg (+ 42 000 = 
13 V. H.). 

Zahlen über den Anstieg des Lehrpersonals in der 
Humanmedizin sind nur unvollständig vorhanden. 
Die Zahl der Lehrstühle an Universitäten (ohne 
Neugründungen) stieg von 466 im Jahre 1960 auf 
754 im Jahre 1970. Für den gesamten Medizinbereich 
(d. h. einschließlich Zahnmedizin) wuchs von 1960 
bis 1972 die Zahl der Stellen des wissenschaftlichen 
Personals um rd. 191 v. H. Die Zuwachsraten bei den 


Professoren und Dozenten betrugen rd. 600 v. H., 
bei den wissenschaftlichen Assistenten und Assi- 
stenzprofessoren rd. 113 V. H. und bei den sonstigen 
wissenschaftlichen Angestellten und Beamten 739 
v.H. (vgl. Tabelle 1). 

Bemerkenswert ist insbesondere folgendes Einzel- 
beispiel: 

An der Universität Erlangen-Nürnberg stieg im Be- 
reich der vorklinischen Medizin die Zahl der Stellen 
für wissenschaftliches Personal von 31 (1966) auf 47 
(1973) an, die Stellen der wissenschaftlichen Assisten- 
ten wurden in diesem Zeitraum um acht erhöht. Da- 
gegen fiel die Zahl der Studenten in diesem Zeitraum 
von 2237 (Wintersemester 1966/67) auf 1177 (WS 
1972/73). Aus diesem Beispiel und den zuvor ge- 
nannten Zahlen kann jedoch nicht ohne weiteres 
geschlossen werden, daß generell in den medizi- 
nischen Fakultäten Kapazitätsreserven vorhanden 
sind. 

In der Medizin muß z. B. bei einem Vergleich der 
räumlichen und personellen Entwicklung mit der 
Entwicklung der Studentenzahlen beachtet werden: 

— im Jahr 1960 lag eine extrem unbefriedigende 

Ausgangssituation mit sehr ungünstigen Bedin- 
gungen hinsichtlich Baubestand, Personal- und 
Sachausstattung der Kliniken, Relation Student/ 
Lehrpersonal vor, 

— ein erheblicher Teil des Investitionsaufwands für 
die alten Fakultäten erstreckte sich infolgedessen 
vor allem auf Klinik-Ersatzbauten und Sanie- 
rungsmaßnahmen zur Aufrechterhaltung des 
Ausbildungs- und Forschungsbetriebes und Auf- 
wendungen für die damit im Zusammenhang 
stehende Krankenversorgung, 

— die Mittel dienten dem gewaltigen räumlichen 
und personellen Nachholbedarf in vielen älteren 
Fakultäten, der aufgrund der hohen Studien- 
anfängerzahlen vor 1962 bestand, 

— die Notwendigkeit einer qualitativen Verbesse- 
rung der Ausbildung und - damit zusammen- 
hängend - der vielfach unzureichenden Kranken- 
versorgung wurde stärker betont, 

— die Entwicklung der Medizin schließt neue Ge- 
biete und Methoden in der Forschung und in der 
Krankenversorgung ein, die besonders personal- 
intensiv sind, aber für die Lehre nur geringe 
Bedeutung haben; als Beispiel wird die Entwick- 
lung der Anästhesiologie genannt. 

Ferner ist darauf hinzuweisen, daß heute die neue 
Approbationsordnung einen erhöhten Personal- 
bedarf erfordert. 

Dennoch kann das auffällige Mißverhältnis zwi- 
schen Personalanstieg und Entwicklung der Studen- 
tenzahlen in der Medizin nur teilweise aus diesen 
Faktoren erklärt werden. Das teilweise starke Ab- 
sinken der Studienanfängerzahlen zwischen 1965 
und 1970 hatte vermutlich auch organisatorische so- 
wie gesundheitspolitische und standespolitische 
Gründe. 
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6. Teilt die Bundesregierung unsere Ansicht, daß durch 
die Einführung von mit Sanktionsmedianismen ver- 
sehenen Regelstudienzeiten die Gesamtausbildungs- 
kapazität der Hochschulen vergrößert werden könnte, 
und daß durch den Beschluß der Koalitionsfraktionen 
im Ausschuß für Bildung und Wissenschaft des Deut- 
schen Bundestages, auf Sanktionsmechanismen zu ver- 
zichten, die Gesamtausbildungskapazität der Hoch- 
schulen vermindert und damit weiteren Studienbe- 
werbern die Chance genommen wird, ein Studium 
aufzunehmen? 

Die Einführung von Regelstudienzeiten, wie die 
Bundesregierung sie im Entwurf des Hochschulrah- 
mengesetzes vorgesehen hat, ist kein Selbstzweck. 
Sie soll zu einer kritischen Überprüfung und einer 
sich auf sie gründenden Entlastung der Studienord- 
nungen, zu einer Konzentration des Lehrangebots 
und außerdem zu einem sinnvollen Aufbau des 
Studiums beitragen. Dies wird nach Auffassung der 
Bundesregierung zu einer günstigeren Ausnutzung 
der Hochschulkapazität insbesondere der vorhande- 
nen Personalkapazität führen. 

Auch wird mit der Einführung von Regelstudien- 
zeiten die Infrastruktur an der Hochschule mittel- 
fristig entlastet. 

Im übrigen ist darauf zu verweisen, daß der Aus- 
schuß für Bildung und Wissenschaft das Konzept der 
Bundesregierung für die Regelstudienzeit einstim- 
mig gebilligt hat. 


7. Rechnet die Bundesregierung mit absoluten Zulas- 
sungsbeschränkungen an allen Hochschulen in allen 
oder praktisch allen Fächern und gegebenenfalls ab 
wann? 

Aufgrund des über die früheren Erwartungen und 
Planungen hinausgehenden Anwachsens der Studen- 
tenzahlen ist nach dem 4. Rahmenplan für den Hoch- 
schulausbau für 1978 damit zu rechnen, daß die Zahl 
der Studienbewerber die Zahl der für die Studien- 
anfänger zur Verfügung stehenden Plätze nach Flä- 
chenrichtwerten (bei einer durchschnittlichen Ver- 
weilzeit von 6,6 Jahren an den Universitäten, 4,4 
Jahren an den Pädagogischen Hochschulen und 
3,5 Jahren an den Fachhochschulen und einer Be- 
legungsquote von durchschnittlich 114 v. H.) um ca. 
48 000 übersteigt. Wenn nicht eine Überfüllung aller 
Hochschulen und Fachbereiche und damit eine Be- 
einträchtigung der Lehr- und Forschungsaufgaben 
der Hochschulen in Kauf genommen werden soll, 
sind spätestens dann entsprechende Zulassungs- 
beschränkungen erforderlich. Bund und Länder 
haben dies bereits im 4. Rahmenplan für den Hoch- 
schulbau zum Ausdruck gebracht. In die gleiche 
Richtung weist auch der Beschluß des Verwaltungs- 
ausschusses der Zentralstelle für die Vergabe von 
Studienplätzen vom 14. November 1974, der die 
Einbeziehung zahlreicher weiterer Studiengänge in 
das bundesweite Verfahren zur Vergabe von Stu- 
dienplätzen zum Wintersemester 1975/76 vorsieht. 


8. Wäre es möglich, durch eine konsequente Verkürzung 
der jetzigen, auch im internationalen Vergleich über- 
langen Studienzeiten das Inkrafttreten des absoluten 


Numerus clausus zu verhindern oder hinauszuschie- 
ben? 

Die tatsächlichen Fachstudienzeiten der Studieren- 
den, unabhängig davon, ob sie das Studium ab- 
schließen oder nicht, liegen im Durchschnitt zwei bis 
vier Semester über den Mindeststudienzeiten. Hier- 
bei ist jedoch zu bedenken, daß die Studienordnun- 
gen oder Studienempfehlungen nicht immer an der 
in den Prüfungsordnungen geregelten Mindest- 
studienzeit, sondern oft an einer längeren Studien- 
zeit ausgerichtet sind und daß bei der wachsenden 
Stoffülle gegenwärtig in fast allen Studienfächern 
die Einhaltung der Mindeststudienzeiten schwierig 
oder gar unrealistisch ist. Dem soll mit der Ein- 
führung des Systems der Regelstudienzeit entgegen- 
gewirkt werden, das u. a. eine Abstimmung der 
Studienordnung mit der zugehörigen Prüfungsord- 
nung vorsieht. Es ist anzunehmen, daß sich aus der 
Verkürzung der Studienzeiten eine Verbesserung 
der Kapazitätssituation ergibt. Dies allerdings nicht 
proportional zur Verkürzung der Studienzeit, weil 
die Studenten die Einrichtung der Hochschule dann 
zwar kürzere Zeit, dafür jedoch auch intensiver in 
Anspruch nehmen werden. Im übrigen nehme ich 
auf die Antwort zu Frage 7 Bezug. 


9. In welchem Umfang werden Ausbildungskapazitäten 
durch Zweitstudien gebunden? 

Wird unter einem Zweitstudium die Aufnahme 
eines weiteren Studiums nach einem abgeschlosse- 
nen Erststudium verstanden, d, h. Zweitstudien sind 
sowohl Aufbau- und Kontaktstudien als auch echte 
Zweitstudien sowie der Wechsel von der Fachhoch- 
schule zu anderen Hochschulen, dann werden hier- 
durch Ausbildungskapazitäten in erheblichem Um- 
fang gebunden. 

In Ermangelung einer Studentenverlaufsstatistik 
sind genaue Angaben über den Umfang der einzelnen 
Arten der Zweitstudien nur zum Teil möglich. 

Nach der 7. Sozialerhebung des Deutschen Studen- 
tenwerks aus dem Jahre 1973, die mit Mitteln des 
Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft 
finanziert und dem Ausschuß für Bildung und Wis- 
senschaft des Deutschen Bundestages vorgelegt 
wurde, hatten im Sommersemester 1973 15,6 v. H. 
der Studenten an Universitäten und Technischen 
Hochschulen bereits die Abschlußprüfung eines 
Studiums mit Erfolg abgelegt. 

Nach Angaben einzelner Bundesländer betrug der 
Anteil der Studenten mit bereits bestandener Ab- 
schlußprüfung an der Gesamtzahl der Studenten 
zwischen 7 und 11 v. H. Im einzelnen wurde aus den 
Ländern mitgeteilt: 

Bayern 1 1 , 1 v. H. an wissenschaftl. 

Hochschulen, ohne 
Abschlüsse an 
Fachhochschulen, 
WS 1972/73 
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Berlin 17,7 v.H. 

Nordrhein-Westfalen 1 1 ,0 v. H. 

7,9 V. H. 

Schleswig-Holstein 8,3 v. H. 

10,0 V. H. 


Freie Universität, 
Zweit-, Aufbau- 
oder Kontakt- 
studien, SS 74 
an Universitäten, 
Pädagogischen 
Hochschulen, 

WS 1973/74 
ohne Doktoranden 
an Universitäten, 
SS 1974 

Päd. Hochschulen, 
SS 1974. 


Auffällig häufig wird ein Zweitstudium aufgenom- 
men, um nach einer Lehramtsprüfung an einer Päda- 
gogischen Hochschule den Grad eines Diplom-Päda- 
gogen zu erwerben. Ein zweiter Schwerpunkt der 
Zweitstudien liegt im Bereich der Wirtschaftswissen- 
schaften. In Bayern waren im Wintersemester 1972/ 
73 39,2 V. H. aller Zweitstudierenden im Bereich der 
Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften einge- 
schrieben. In Berlin absolvierten im Studienfach Er- 
ziehungswissenschaften (Sommersemester 74) 46,3 
V. H. und im Studienfach Wirtschaftspädagogik 
54 V. H. der jeweils in diesen Fächern Studierenden 
ein Zweit-, Aufbau- oder Kontakt-Studium. Diese 
Studien können als echte Aufbaustudien oder Kom- 
plettierungsstudien bezeichnet werden. 

Problematischer ist dagegen der hohe Anstieg der 
Zahl der Überwechsler von Fachhochschulen nach 
einem Fachhochschulgrundstudium oder einem Fach- 
hochschulabschluß auf andere Hochschulen. 


Die Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks 
aus dem Jahre 1973 hat ergeben, daß mindestens 
35 V. H. der Fachhochschulstudenten beabsichtigen, 
in derselben oder in einer verwandten Fachrichtung 
an wissenschaftlichen Hochschulen weiter zu stu- 
dieren. Die einzelnen Zahlen aus den Ländern 
zeigen, daß diese Absichten im wesentlichen auch 
realisiert wurden. In Nordrhein-Westfalen wechsel- 
ten 1971 schätzungsweise 30 v. H. der Fachhoch- 
schulabsolventen auf eine wissenschaftliche Hoch- 
schule über. Besonders stark war der Wechsel von 
Studenten in Sozialfächern, die bis zu 65 v. H. an 
einer Universität weiter studierten. Diese Über- 
gangsquote bedeutet, daß bis zu 10 v. H. aller 
Studienanfänger an Pädagogischen Hochschulen und 
wissenschaftlichen Hochschulen Fachhochschulabsol- 
venten sind. Der Anteil der echten Zweitstudien ist 
wesentlich geringer, läßt sich aber nicht genau fest- 
stellen und dürfte zwischen 1 und 3 v. H. liegen. 


10. Welche konkreten Schritte hat die Bundesregierung in 
der zuständigen Bund-Länder-Kommission nach dem 


Hochschulbauförderungsgesetz angeregt und vorge- 
schlagen, um eine volle Auslastung der Hochschul- 
kapazitäten sicherzustellen? 


Es wird davon ausgegangen, daß in der Frage- 
stellung der Planungsausschuß nach dem Hochschul- 
bauförderungsgesetz gemeint ist. 

Die Bundesregierung hat seit der ersten Sitzung des 
Planungsausschusses im Januar 1970 auf die Not- 
wendigkeit der intensiveren Nutzung der vorhan- 
denen Einrichtungen hingewiesen und in der Folge- 
zeit zahlreiche Vorschläge für Maßnahmen zur 
Sidierstellung der vollen Auslastung der Hochschul- 
kapazität in die Beratungen des Planungsausschus- 
ses eingebracht. Im Oktober 1972 hat der Bundes- 
minister für Bildung und Wissenschaft im Planungs- 
ausschuß einen Katalog konkreter Maßnahmen zur 
Diskussion gestellt, der die optimale Nutzung ge- 
währleisten sollte. Die Länder haben die Beratung 
über diesen Katalog weitgehend in die Kultusmini- 
sterkonferenz verlagert, indem sie darauf hinwiesen, 
daß jedenfalls ein Teil nicht in die Kompetenz des 
Bundes falle. Der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft hat die Vorschläge dann erneut bei 
der Aufstellung des 4. Rahmenplanes für den Hoch- 
schulbau, der von 1975 bis 1978 gilt, aufgegriffen. 
Sie sind von Bund und Ländern gemeinsam be- 
schlossen worden. 

Im einzelnen sind im 4. Rahmenplan folgende Maß- 
nahmen enthalten: 

— Intensivierung der Raumnutzung durch Einfüh- 
rung einer abgestimmten Raumverteilung sowie 
abgestimmten Stundenplanung 

— Mehrfache und ganzjährige Nutzung von Labo- 
ratorien 

— Intensivere Nutzung von Großgeräten durch Ein- 
führung von zentralen Gerätedateien und zen- 
traler Nutzungssteuerung 

— Gleichmäßige Verteilung der Studenten auf die 
Hochschulkapazität durch baldmögliche Einbezie- 
hung zumindest aller Massenfächer in das Ver- 
teilungsverfahren 

— Festlegung der Lehrverpflichtungen des Lehrper- 
sonals 

— Entlastung des Lehrpersonals von Verwaltungs- 
aufgaben 

— Vergütung von zusätzlichen Lehrleistungen 

— Einrichtung von Stellenpools und Mittelreserven 
bei den Hochschulen und/oder neutral auf Lan- 
desebene, um auf wechselnde Kapazitätsengpässe 
schnell und flexibel reagieren zu können. 
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Anhang 

TabeUe 1 

Personalstellen der Universitäten nach Stellenarten und Fächergruppen 

1960, 1966 und 1972 


Fächergruppen 

1 

Bestand 

1960 

Bestand 

1966 

Zunahme 1966 
gegenüber 1960 

Bestand 

1972 

Zu- bzw. Ab] 

gegenüber 1960 

nähme (— ) 1972 

gegenüber 1966 


Anzahl 

1 

V. H. 

Anzahl 

1 v.H. 

1 Anzahl 

1 v.H. 



Wissenschaftliches Personal 





Sprach- und Kulturwissenschaften . 

2 386 

4 641 

2 255 

94,5 

9 077 

6 691 

280,4 

4 436 

95,6 

Sozialwissenschaften 

1 201 

2 700 

1 499 

124,8 

5 379 

4178 

347,8 

2 679 

99,2 

Medizin 

5 574 

9 459 

3 885 

69,7 

16 204 

10 630 

190,7 

6 745 

71,3 

Naturwissenschaften 

3132 

6 771,5 

3 639,5 

116,2 

12 263 

9 131 

291,5 

5 491,5 

81,1 

Agrar- und Forstwissenschaften . . 

801 

1500 

699 

87,3 

1853 

1052 

131,3 

353 

23,5 

Ingenieurwissenschaften 

1 941 

3 845 

1904 

98,1 

5 644 

3 703 

190,8 

1799 

46,8 

Zentrale Einrichtungen und sonstige 

246 

2 309 

2 063 

838,6 

3 963 

3 717 

1511,0 

1 654 

71,6 

Insgesamt 

15 281 

31 225,5 

15 944,5 

104,3 

54 383 

39 102 

255,9 

23 157,5 

74,2 


davon 

Professoren und Dozenten 






Sprach- und Kulturwissenschaften , 

1 148 

1478 

330 

28,7 

3 466 

2 318 

201,9 

1989 

134,5 

Sozialwissenschaften 

570 

869 

299 

52,5 

1838 

1 268 

222,5 

969 

111,5 

Medizin 

617 

1234 

617 

100 

4 331 

3 714 

601,9 

3 097 

251,0 

Naturwissenschaften 

1 021 

1802 

781 

76,5 

4139 

3118 

305,4 

2 337 

129,7 

Agrar- und Forstwissenschaften . . 

258 

405 

147 

57,0 

591 

333 

129,1 

186 

45,9 

Ingenieurwissenschaften 

502 

797 

295 

58,8 

1563 

1 061 

211,4 

766 

96,1 

Zentrale Einrichtungen und sonstige 

157 

1 128 

971 

618,5 

625 

468 

298,1 

— 503 

— 44,6 

Insgesamt 

4 273 

7 713 

3 440 

80,5 

16 553 

12 280 

287,4 

8 840 

114,6 


davon 

Wissenschaftliche Assistenten, Assistenzprofessoren 



Sprach- und Kulturwissenschaften . 

853 

1951 

1 098 

128,7 

3 409 

2 556 

299,6 

1458 

74,7 

Sozialwissenschaften 

591 

1670 

1 079 

182,6 

2 791 

2 200 

372,3 

1 121 

67,1 

Medizin 

4 750 

7 575 

2 825 

59,5 

10136 

5 386 

113,4 

2 561 

33,8 

Naturwissenschaften 

1834 

4 010 

2 176 

118,6 

5 860 

4 026 

219,5 

1850 

46,1 

Agrar- und Forstwissenschaften . . 

422 

782 

360 

95,3 

853 

431 

102,1 

71 

9,1 

Ingenieurwissenschaften 

1 242 

2 552 

1 310 

105,5 

3 222 

1 980 

159,4 

670 

26,3 

Zentrale Einrichtungen und sonstige 

56 

800 

744 

1 328,6 

1028 

972 

1 735,7 

228 

28,5 

Insgesamt 

9 748 

19 340 

9 592 

98,4 

27 299 

17 551 

180,0 

7 959 

41,2 


davon 

Sonstige wissenschaftliche 

Angestellte und Beamte 



Sprach- und Kulturwissenschaften . 

385 

1212 

827 

214,8 

2 202 

1 817 

471,9 

990 

81,7 

Sozialwissenschaften 

40 

161 

121 

302,5 

750 

710 

1 775,0 

589 

365,8 

Medizin 

207 

650 

443 

214,0 

1737 

1530 

739,1 

1087 

167,2 

Naturwissenschaften 

277 

959,5 

682,5 

246,4 

2 264 

1987 

717,3 

1 304,5 

136,0 

Agrar- und Forstwissenschaften . . 

121 

313 

192 

158,7 

409 

288 

238,1 

96 

30,7 

Ingenieurwissenschaften 

197 

496 

299 

151,8 

859 

662 

336,0 

363 

73,2 

Zentrale Einrichtungen und sonstige 

33 

381 

348 

1 054,5 

2 310 

2 277 

6 900,0 

1929 

506,3 

Insgesamt 

1 260 

4 172,5 

2 912,5 

331,2 

10 531 

9 271 

735,8 

6 358,5 

152,4 


Quelle: Empfehlungen des Wissensdiaftsrates zur Organisation, Planung und Förderung der Forschung 
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Tabelle 2 

Korrigierte Hauptnutzfläche nach Fächergruppen (ohne Medizin) 
und Hochschularten 
1972 und 1973 


Fächergruppe 



Hochschulart 

1972 


1 1973 


Zu- bzw. Abnahme ( — ) 
1973 gegenüber 1972 t) 

i 


1000 m2 

v.H. 

1 1000 m2 1 

v.H. 

1000 m2 

v.H. 

Geisteswissenschaften 

957 

20,3 

1108 

21,5 

155 

16,3 

Erziehungswissenschaften . . 

370 

7,8 

342 

6,6 

— 28 

— 7,6 

Künstlerische Fachrichtungen 

210 

4,4 

224 

4,3 

14 

6,7 

Naturwissenschaften 

1398 

29,6 

1500 

29,1 

102 

7,3 

Ingenieurwissenschaften . . . 

1480 

31,4 

1647 

31,9 

167 

11,3 

darunter: 

Universitäten 

724 

48,9 

778 

47,2 

54 

7,5 

Fachhochschulen 

636 

43,0 

712 

43,2 

76 

12,0 

Agrar- und Forstwissen- 
schaften, Veterinärmedizin . 

309 

6,5 

338 

6,6 

29 

9,4 

Insgesamt 

4724 

100 

5159 

100 

435 

9,2 

davon: 

Universitäten 

3227 

68,3 

3437 

66,6 

210 

6,5 

Gesamthochschulen 

209 

4,4 

325 

6,3 

116 

55,5 

Pädagogische Hochschulen 

280 

5,9 

279 

5,4 

— 1 

— 0,4 

Kunst- und Musik- 
hochschulen 

127 

2,7 

138 

2,7 

11 

8,7 

Fachhochschulen 

881 

18,7 

980 

19,0 

99 

11,2 


1) Die Veränderungen sind zum Teil durch Änderungen in der Zuordnung (z. B. Pädagogische Hochschulen zu den 
Universitäten, Erziehungswissenschaften zu den Sprach- und Kultur-, den Wirtschafts- und Sozial- sowie den 
Naturwissenschaften) bedingt. 

Quelle: Empfehlungen des Wissenschaftsrates 4. Rahmenplan 
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Drucksache 7/2859 Deutsdier Bundestag — 7, Wahlperiode 


Tabelle S 

Studenten an Wissenschaftlichen Hochsdiulen und Kunsthochschulen 1960 und 1965 bis 1971/72 nach Studiengebieten *) 


Studiengebiet 

1 Sommersemester 2) 

Wintersemester 3) 


j 1960 

1965 1 1966 

1966/1967 

1967/1968 

1968/1969 

1969/1970 1 

1970/1971 [ 1971/1972 


Theologie 

7 521 

8 721 

8 677 

Studenten insgesamt (Anzahl) 

8 895 8 641 8 719 8 395 

8 465 

8 164 

Medizin 

35 371 

46 165 

46 535 

46 367 

46 211 

45 505 

45 284 

47 315 

49 889 

Allgemeine Medizin 

26 149 

34 436 

34 293 

33 573 

32 604 

31 901 

31 668 

33 099 

34 764 

Zahnmedizin 

3 333 

4 986 

5 327 

5 479 

5 726 

5 837 

5 882 

6 038 

6 226 

Tiermedizin 

1 680 

1 796 

1 853 

2 096 

2 596 

2 519 

2 529 

2 600 

2 736 

Pharmazie 

4 209 

4 947 

5 062 

5 219 

5 285 

5 248 

5 205 

5 578 

6 163 

Rechtswissenschaft 

19 688 

22 299 

23 547 

25 065 

27 070 

30 721 

34 164 

35 147 

36 507 

Wirtschafts-, Gesellschafts- und Staatswissenschaften 

25 433 

41 391 

41 708 

42 002 

41 458 

41 449 

42 583 

46 369 

55 801 

Geistes- und Sprachwissenschaften 

49 381 

70 854 

71 111 

113 937 

120 439 

130 344 

142 016 

158 869 

186 439 

darunter: 

Lehramt an Volks-, Volks- und Real-, Real- und Sonderschulen 

- 

14 087 

13 278 

53 179 

57 656 

63 255 

68 265 

76 820 

88 875 

Gewerbelehramt 

- 

1 231 

1 157 

2 199 

2 166 

2 268 

2 373 

3 344 

6 247 

Naturwissenschaften 

31 219 

39 125 

39 993 

42 756 

45 548 

53 886 

59 834 

66 290 

76 376 

Mathematik 

7 002 

7 166 

7 456 

9 456 

9 808 

13 339 

16 606 

19614 

22 369 

Physik 

7 220 

7 258 

10 429 

10 629 

10 613 

11 330 

12 108 

12 930 

14 160 

Chemie 

8 243 

7 353 

11 089 

11 189 

11 029 

12 758 

14 080 

15 572 

17 555 

Sonstige Naturwissenschaften 

8 532 

17 348 

11 019 

11 482 

14 098 

16 459 

17 040 

18 174 

22 292 

Land- und Forstwirtschaft 

2 570 

2 990 

2 938 

3 095 

3 268 

3 468 

3 930 

4 477 

5 509 

Hauswirtschafts- und Ernährungswissenschaften 

- 

49 

64 

131 

289 

589 

839 

1 059 

1 231 

Ingenieurwissenschaften 

36 142 

38 530 

36 968 

39 235 

36 671 

37 101 

37 773 

40 374 

42 137 

Architektur 

4 569 

5 336 

5 195 

5 599 

5 055 

5 291 

5 124 

5 640 

6 274 

Bauingenieurwesen 

6 377 

7 599 

7 320 

7 765 

6 987 

6 798 

6 778 

7 118 

8 270 

Maschinenbau . 

12 153 

11 704 

10 848 

11 091 

10 503 

10 378 

10 787 

11 426 

12 568 

Elektrotechnik 

7 661 

8 675 

9 251 

10 076 

9 665 

9 915 

10 151 

10 488 

11 425 

Wirtschaftsingenieurwesen 

1 729 

2 764 

1 940 

2 180 

2 147 

2 297 

2 697 

3 458 

1 057 

Sonstige Ingenieurwissenschaften 

3 653 

2 452 

2 414 

2 524 

2 314 

2 422 

2 236 

2 244 

2 543 

Künstlerische Fächer 

7 255 

7 939 

8 073 

8 212 

8 356 

8 579 

9213 

10 456 

12 312 

Leibesübungen 

774 

1 024 

1 237 

1 147 

1 357 

1 676 

1 832 

2 391 

3 186 

Sonstige Studienfächer und ohne Angabe . 

76 

188 

6 

79 

134 

651 

381 

762 

805 

Insgesamt 

215 430 

279 345 

280 857 

330 921 

339 442 

362 688 

386 244 

421 974 

478 356 


*) Ergebnisse der „Kleinen Hodisdiulstatistik" 

1) Einsdiließlidi Gartenbau und Gartengestaltung. - 2) Ohne Pädagogische Hochschule. - 3) Einschließlich Pädagogische Hochschule 
Quelle: Bildung im Zahlenspiegel Ausgabe 1974 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2859 


Tabelle 4 

Zuwachsraten der Studenten an wissenschaftlichen Hochschulen 


und Kunsthochschulen nach Studiengebiet 
(in Prozent) 

y; 


SS 66 1) 

WS 71/72 

WS 71/72 


SS 60 1) 

SS 60 

SS 66 

Studiengebiet: 




Theologie 

15,4 

8,5 

— 5,9 

Medizin 

31,6 

41,0 

7,2 

Allgemeine Medizin 

31,1 

32,9 

1,4 

Zahnmedizin 

59,8 

86,8 

16,9 

Tiermedizin 

10,3 

62,9 

47,7 

Pharmazie 

20,3 

46,4 

21,8 

Rechtswissenschaft 

19,6 

85,4 

55,0 

Wirtschafts-, Gesellschafts- und Staatswissenschaften 

64,0 

119,4 

33,8 

Geistes- und Sprachwissenschaften 

44,0 

277,6 

162,2 

— Lehramt an Volks- und Realschulen 



569,3 

— Gewerbelehramt 



439,9 

Naturwissenschaften 

28,1 

144,6 

91,0. . 

Mathematik 

6,5 

219,5 

200,0 

Physik 

44,4 

96,1 

35,8 

Chemie 

34,5 

113,0 

58,3 

Sonstige Naturwissenschaften 

29,1 

161,3 

102,3 

Land- und Forstwirtschaft 

14,3 

114,4 

87,5. . 

Hauswirtschafts- und Ernährungswissenschaft 



1 823,4 

Ingenieurwissenschaften 

2,3 

16,6 

14,0 

Architektur 

13,7 

37,3 

20.8 

Bauingenieurwesen 

14,8 

29,7 

13,0 

Maschinenbau 

— 10,7 

3,4 

15,9 

Elektrotechnik 

20,8 

49,1 

23,5 

Wirtschaftsingenieurwesen 

12,2 

— 38,9 - 

- 45,5 

Sonstige Ingenieurwissenschaften 

— 33,9 

— 30,4 

5,3 

Künstlerische Fächer 

11,3 

69,7 

52,5 

Leibesübungen 

59,8 

311,6 

157,6 

Sonstige Studienfächer und ohne Angaben 

— 82,1 

959,2 13 316,7 ' 

Gesamt 

30,4 

122,0 

70,3 

1) Bis SS 66 (einschließlich) sind die Pädagogischen Hochschulen nicht 

enthalten. 



2) Angaben für SS 1960 liegen nicht vor. 
Quelle: Bildung im Zahlenspiegel 1974 
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Drucksache 7/2859 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle 5 

Deutsche und ausländische Studenten je Stelle für wissenschaftliches Personal 


Fächergruppe 

1960/61 

1966/67 

Verbesserung 
bzw. Verschlech- 
terung (— ) 
1960/61 zu 

1972/73 

Verbesserung 
bzw. Verschlechterung ( — ) 




1966/67 


1960/61 zu 
1972/73 

1966/67 zu 
1972/73 


Anzahl 

v.H. 

Anzahl | v. H. 

Anzahl | v. H. 


Sprach- und Kulturwissen- 


schäften 

. 20,6 

13,9 

6,7 

48,2 

13,4 

7,2 

53,7 

0,5 

3,7 

Sozialwissenschaften 

. 38,7 

25,6 

13,1 

51,2 

19,3 

19,4 

100,5 

6,3 

32,6 

Medizin 

5,3 

4,1 

1,2 

29,3 

2,6 

2,7 

103,8 

1,3 

57,7 

Naturwissenschaften 

. 11,4 

7,0 

4,4 

62,9 

7,8 

3,6 

46,2 

— 0,8 

— 10,3 

Agrar- und Forstwissen- 
schaften 

5,5 

3,5 

2,0 

57,1 

5,6 

— 0,1 

— 2,8 

— 2,1 

— 37,5 

Ingenieurwissenschaften . . 

. 19,7 

9,6 

10,1 

105,2 

9,0 

10,7 

118,9 

0,6 

6,7 

Insgesamt 

. 13,3 

8,4 

4,9 

58,3 

7,8 

5,5 

70,5 

0,6 

7,7 


Deutsche und ausländische Studenten je Stelle Professor/Dozent 


Sprach- und Kulturwissen- 


schäften 

. 42,7 

43,8 

— 1,1 

— 2,5 

35,0 

7,7 

22,0 

8,8 

25,1 

Sozialwissenschaften 

. 81,6 

79,5 

2,1 

2,6 

56,6 

25,0 

44,2 

22,9 

40,5 

Medizin 

. 47,8 

31,6 

16,2 

51,3 

9,9 

37,9 

382,8 

21,7 

219,2 

Naturwissenschaften 

. 35,0 

26,4 

8,6 

32,6 

23,3 

11,7 

50,2 

3,1 

13,3 

Agrar- und Forstwissen- 
schaften 

. 16,9 

13,1 

3,8 

29,0 

17,6 

— 0,7 

— 4,0 

— 4,5 

— 25,6 

Ingenieurwissenschaften . . 

. 76,2 

46,4 

29,8 

64,2 

32,3 

43,9 

135,9 

14,1 

43,7 

Insgesamt a) 

. 47,6 

34,1 

13,5 

39,6 

25,7 

21,9 

85,2 

8,4 

32,7 

b) ........ 

. 49,4 

39,9 

9,5 

23,8 

26,7 

22,7 

85,0 

13,2 

49,4 


a) unter Einbeziehung der Professoren für zentrale Einrichtungen und sonstige 

b) ohne a) 

Quelle: Empfehlungen des Wissensdiaftsrates 4. Rahmenplan 
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Tabelle 6 

Hochschulen und Studenten der Geistes- und Erziehungswissenschaften nach der Zahl der Studenten je Stelle für wissenschaftliches Personal 

1973 


Studenten 
je Stelle für 
wissenschaftliches 
Personal 



Universitäten und Gesamthochschulen 



Fachhochschulen 

Erziehungswissenschaften 

Sprach- und Kultur- 
wissenschaften 

Rechtswissens 

chaften 

lenten 


Wirts che 

i 

1 Stud 

ifts- und Sozialwissenschaften 


schutn Studenten 

Hoch- I c- 4 . 

schulen . 

Hoch- 

schulen 

enten 

Hoch- 

schulen 

Studenten 

Hoch- 

schulen 

Studenten 

i 


Anzahl 

1 V. H. 

Anzahl 

V. H. 

Anzahl 

V. H. 

Anzahl 1 

V. H. 

Anzahl 

V. H. 

bis 10,0 

9 

5 892 

4,1 

5 

1 361 

3,2 

7 

3 222 

4,2 

3 

689 

2,6 

_ 

_ 

- 

10,1 bis 11,0 ^ 

6 

10 380 

7,2 

- 


- 

3 

2 421 

3,2 

1 

441 

1,7 

1 

661 

0,7 

11,1 bis 12,0 

4 

7 343 

5,1 

- 

- 

- 

1 

631 

0,8 

1 

758 

2,8 

3 

6 853 

7,6 

12,1 bis 13,0 

1 

3 696 

2,5 

- 

- 

- 

1 

682 

0,9 

1 

1 020 

3,8 

- 

- 

- 

13,1 bis 14,0 

5 

21 594 

14,9 

1 

1 278 

3,0 

- 

- 

- 

4 

2 465 

9,2 

3 

9 840 

10,9 

14,1 bis 15,0 

4 

15318 

10,6 

2 

1 845 

4,3 

2 

995 

1,3 

2 

823 

3,1 

5 

8 647 

9,6 

15,1 bis 16,0 

2 

6 916 

4,8 

1 

797 

1,9 

3 

8 993 

11,7 

2 

455 

1,7 

2 

3 053 

3,4 

16,1 bis 17,0 

6 

41 354 

28,5 

- 

- 

- 

3 

8 305 

10,8 

1 

592 

2,2 

7 

15 335 

17,1 

17,1 bis 18,0 

1 

6 394 

4,4 

- 

- 

- 

1 

604 

0,8 

4 

3 364 

12,6 

4 

6 563 

7,3 

18,1 bis 19,0 

2 

20 698 

14,3 

2 

1 759 

4,1 

1 

2 248 

2,9 

7 

9 452 

35,4 

5 

12 988 

14,4 

19,1 bis 20,0 

~ 

- 

- 

1 

1 176 

2,8 

4 

9 022 

11,8 

3 

3 093 

11,6 

2 

6 818 

7,6 

20,1 und mehr 

3 

5 461 

3,8 

14 

34 350 

80,7 

16 

39 504 

51,6 

4 

3 552 

13,3 

6 

19 179 

21,3 

Zusammen 

43 

145 046 

100 

26 

42 566 

100 

42 

76 627 

100 

33 

26 704 

100 

38 

89 937 

100 1 


Quelle: Empfehlungen des Wissensdiaftsrates 4. Rahmenplan | 

1 

j 

I 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCksache 7/2859 



[^ru<^sache 7/2859 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle 7 

Hochschulen und Studenten der Natur- und Ingenieurwissenschaften 
nach der Zahl der Studenten je Stelle für wissenschaftliches Personal 

1973 


Studenten je Stelle 
für wissenschaft- 
liches Personal 


Universitäten und Gesamthochschulen 1 Fachhochschulen 


Naturwissenschaften 


Ingenieurwissenschaften 





Hoch- 

schulen 

Studenten 

Hoch- 

schulen 

Studenten 

Hoch- 

schulen 

Studenten 




Anzahl 

1 V. H. 

1 Anzahl 

V. H. 

Anzahl 

1 v.H. 


bis 

5,0 

9 

5 026 

4,7 

2 

1 893 

2,8 

_ 

_ 

_ 

5,1 

bis 

6,0 

3 

6 088 

5,7 

1 

1 009 

1,5 

2 

199 

0,4 

6,1 

bis 

7,0 

5 

12 374 

11,5 

1 

3 281 

4,8 

1 

285 

0,5 

7,1 

bis 

8,0 

6 

12 097 

11,3 

3 

7 504 

10,9 

6 

3 534 

6,6 

8,1 

bis 

9,0 

6 

21 018 

19,6 

1 

5 427 

7,9 

3 

2.002 

3,7 

9,1 

bis 

10,0 

5 

16 326 

15,2 

_ 

- 

- 

7 

4 998 

9,3 

10,1 

bis 

11,0 

6 

15 810 

14,8 

1 

11 052 

16,1 

6 

10 276 

19,1 

11,1 

bis 

12,0 

1 

4 079 

3,8 

4 

21 114 

30,7 

4 

4 282 

7,9 

12,1 

bis 

13,0 

3 

14 364 

13,4 

1 

6 587 

9,6 

3 

3 685 

6,8 

13,1 

bis 

14,0 

- 

- 

- 

2 

1 669 

2,4 

4 

4 465 

8,3 

14,1 

bis 

15,0 

- 

- 

- 

2 

2 149 

3,1 

2 

1 453 

2,7 

15,1 

bis 

16,0 

- 

~ 

~ 

- 

- 

- 

- 

~ 

- 

16,1 

bis 

17,0 

- 

_ 

_ 

- 

- 

- 

1 

1 915 

3.6 

17,1 

bis 

18,0 

- 

- 

- 

1 

2 554 

3,7 

6 

10 997 

20,4 

18,1 

und 

mehr 

- 

- 

- 

2 

4 530 

6,6 

2 

5 790 

10,7 

Zusammen 

44 

107 182 

100 

21 

68 769 

- 100 

47 

53 881 

100 


< hielie: Empfehlungen des Wissenschaftsrates 4. Rahmenplan 
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Drucksache 7/2589 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle 8 

Hochschulen und Studenten der Geistes- und Erziehungswissenschaften 
nach der korrigierten Hauptnutzfläche je Student 
1973 


Korrigierte 
Hauptnutzfläche 
je Student in m2 



Geisteswissenschaften 


Erziehungswissenschaften 

' Universitäten und 

Gesamthochschulen 

Fachhochschulen 

Hoch- 

schulen 


Studenten 

Hoch- 

schulen 

Studenten 

Hoch- ^ 
schulen 

Studenten 

Anzahl 

v.H. 

Anzahl 

V. H. 

Anzahl 

V. H. 

unter 1,5 

_ 


_ 

_ 

3 

1 927 

6,2 

1 

1 001 

1,1 

1,6 bis 2,0 

- 


- 

- 

2 

1 996 

6,4 

2 

6 341 

7,1 

2,1 bis 2,5 

4 

34 185 

12,9 

4 

2 791 

9,0 

5 

11 682 

13,0 

2,6 bis 3,0 

6 

84 327 

31,9 

6 

4 958 

16,0 

3 

10 694 

11,9 

3,1 bis 3,5 

4 

29 563 

11,2 

5 

9 481 

30,5 

6 

13 749 

15,3 

3,6 bis 4,0 

4 

24 290 

9,2 

4 

1 800 

5,8 

4 

9 706 

10,8 

4,1 bis 4,5 

6 

41 389 

15,7 

7 

3 786 

12,2 

2 

6 527 

7,3 

4,6 bis 5,0 

5 

17 588 

6,7 

- 

- 


5 

14 590 

16,2 

5,1 bis 5,5 

- 


- 

~ 

2 

1 472 

4,7 

4 

6 633 

7,4 

5,6 bis 6,0 

2 


7 660 

2,9 

1 

654 

2,1 

1 

756 

0,8 

6,1 und mehr 

14 

25 237 

9,6 

4 

2 179 

7,0 

5 

8 258 

9,2 

Zusammen 

45 

264 239 

100 

38 

31 044 

100 

38 

89 937 

100 


Hochschulen und Studenten der Natur- und Ingenieurwissenschaften 
nach der korrigierten Hauptnutzfläche je Student 
1973 


Korrigierte 
Hauptnutzfläche 
je Student in m^ 

Universitäten und Gesamthochschulen 

Fachhochschulen 

Naturwissenschaften 

Ingenieurwissenschaften 

Hoch- 

schulen 

Studenten 

Hoch- 

schulen 

Studenten 

Hoch- 

schulen 

Studenten 




Anzahl 

v.H. 

Anzahl 

v.H. 

Anzahl 

V. H. 


bis 

6,0 

4 

2 651 

2,5 

— 

— 

_ 

— 

— 

- 

6,1 

bis 

7,0 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

3 

6 859 

10,9 

7,1 

bis 

8,0 

1 

4 125 

3,8 

- 

- 

~ 

4 

3 261 

5,2 

8,1 

bis 

9,0 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

5 

10 358 

16,5 

9,1 

bis 

10,0 

4 

11 040 

10,3 

1 

2 107 

3,1 

7 

11 847 

18,9 

10,1 

bis 

11,0 

6 

20 764 

19,4 

3 

20 923 

30,5 

3 

2 610 

4,2 

11,1 

bis 

12,0 

3 

9 625 

9,0 

1 

6 587 

9,6 

4 

7 110 

11,3 

12,1 

bis 

13,0 

3 

11 707 

10,9 

3 

8 599 

12,5 

3 

2 455 

3,9 

13,1 

bis 

14,0 

4 

15811 

14,8 

3 

8312 

12,1 

7 

6 864 

11,0 

14,1 

bis 

15,0 

4 

7 424 

6,9 

1 

5 948 

8,7 

5 

4 158 

6,6 

15,1 

bis 

16,0 

2 

6 540 

6,1 

1 

2 423 

3,5 

1 

285 

0,5 

16,1 

bis 

17,0 

1 

525 

0,5 

2 

1 296 

1,9 

2 

1 297 

2,1 

17,1 

bis 

18,0 

- 

- 

- 

1 

5 427 

7,9 

1 

994 

1,6 

18,1 

bis 

19,0 

1 

2 265 

2,1 

1 

1 767 

2,6 

1 

153 

0,2 

19,1 

bis 

20,0 

1 

2 499 

2,3 

- 

- 

- 

2 

1 237 

2,0 

20,1 

und mehr 

10 

12 206 

11,4 

3 

5 285 

7,7 

6 

3 164 

5,1 

Zusammen 

44 

107 182 

100 

20 

68 674 

100 

54 

62 652 

100 


Quelle: Empfehlungen des Wissenschaftsrates 4. Rahmenplan 
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Tabelle 9 

Entwicklung der Studienanfänger- und Studentenzahlen, der Stellen für wissenschaftliches Personal und der Bauinvestitionen in der Medizin 

- gerundete Zahlen - 


1 Studienanfänger i) 

Studenten 5) 

! 

1 Stellen für 
wissen- 
schaftliches 
Per- 


Jahr 


Allgemeine Medizin 

Zahnmedizin 

Allgemeine 

Medizin 

Zahn- 

medizin 

Bauinvesti- 
tion des 

3ZW. Semester | 

Statistisches Bundesamt 2) ZRS 3) 

Statistisches Bundesamt 2) 

j ZRS 3) 

Bundes in 
Mio DM ') 9) 


Deutsche 

1 Ausländer 

Deutsche 

Ausländer 




sonal <) 8) 

1960 

5 100 

800 

600 

100 


26 000 

3 400 

5 600 


1961 

5 800 

800 

800 

200 


29 200 

3 900 



1962 

5 900 

700 

900 

200 


31 600 

4 300 


ca. 300,0 

1963 

4 400 

600 

800 

300 


32 700 

4 600 



1964 

4 700 

500 

900 

200 


33 300 

4 900 



1965 

4 200 

400 5 300 

800 

100 

1 100 

33 700 

5 000 


94,3 

1966 

4 400 

300 4 900 

1 100 

100 

1 200 

33 600 

5 500 


132,6 

1967 

3 500 

300 4 700 

900 

50 

1 100 

32 600 

5 700 

9 900 

223,4 

1968 

3 500 

300 4 600 

800 

50 

1 000 

31 900 

5 800 

10 400 

228,1 

1969 

3 000 

200 4 500 

600 

25 

900 

31 700 

5 800 

11 600 

240,3 

1970 

3 400 

200 4 900 

700 

35 

1 100 

33 100 

6 000 

13 400 

325,1 

1971 

3 300« 

) 200 6) 5 400 

600 «) 

40 6) 

1 000 

34 700 

6 200 

14 400 

324,8 

1972 


500 S 5 800 


LOOS 

1 000 

35 900 

6 100 

15 400 

453,9 

SS 1973 


2 400 

. 


500 







ZVS 4) 


ZVS <) 



16 800 


WS 1973/1974 


4 400 

, 


700 

36 700 S 

6 000 S 



SS 1974 


2 800 

. 


600 

37 900 S 

6 200 S 




S geschätzt 

1) jeweils SS und und folgendes WS 

2) nur Erstimmatrikulierte (1. Hochschulsemester = 1. Fachsemester) 

Quelle: Statistisches Bundesamt 

3) Zulassungen zum 1. Fachsemester (einschließlich Fachwechsler), ohne Härtefälle 
und Ausländer (ca. 10%) Quelle: Zentrale Registrierstelle 

4) Höchstzahlen einschließlich Härtefällen und Ausländern 
Quelle: Zentrale Vergabestelle für Studienplätze 

5) jeweils Wintersemester 

ö) ohne Universitäten Frankfurt und Gießen (ca. 350 Allgemeine Medizin und 
ca. 100 Zahnmedizin) 

7) einschließlich Zahnmedizin 


^) Statistiken über wissenschaftliches Personal oder Stellen dafür sind unvoll- 
ständig, z. T. verschiedene Abgrenzungskriterien. 1960: Empfehlungen des Wis- 
senschaftsrates zur Struktur und zum Ausbau des Bildungswesens im Hochschul- 
bereich nach 1970. 1967 bis 1970: KMK-Stellenstatistik. 1971 bis 1973: Anmeldun- 
gen der Länder zum 2. bzw. 3. und 4. Rahmenplan für den Hochschulbau, 
ö) Die amtliche Finanzstatistik hat bisher keine Fachrichtungsaufteilung bei den 
Hochschulausgaben. Sonderauswertungen für Gesamtausgaben in der Medizin 
nur 1963 (0,9 Mrd. DM), 1967 (1,8 Mrd. DM) und 1969 (2,4 Mrd. DM) und 
Schätzungen für 1970 (2,8 Mrd. DM) und 1971 (3,7 Mrd. DM). Die Gesamt- 
investitionen (Bund und Länder) liegen schätzungsweise doppelt so hoch wie 
die angegebenen Bundesausgaben (1966 bis 1969 höher wegen der Drittel- 
beteiligung des Bundes an Hochschulkliniken). 


CD 



